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2

 IT-Planungsrat hat 575 Leistungen identifiziert, die bis 
2022 umgesetzt werden sollen

 Für eine Vielzahl der 575 Leistungen gibt es bereits 
elektronische Formulare von den verschiedenen Anbietern

 Aber nicht für alle  575 Leistungen gibt es eine 
Fachverfahrensintegration

 Es wird somit eine Sammelfunktion in der Verwaltung 
benötigt

Aktueller Stand
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 Das Gesetz zur Förderung und zum Schutz der digitalen 
Verwaltung in Niedersachsen (NDIG) ist in der Anhörung 

 Das Land stellt gem. § 12 Basisdienste zur Verfügung
 Teilweise mit dem Hinweis „kostenlos“
 Teilweise ohne diesen Hinweis
 Offene Kostenfragen können Investitionen auf 

kommunaler Ebene verzögern

 Einige Dienste sollen verpflichtend genutzt werden, 
andere freiwillig
 Bei verpflichtender Nutzung muss immer 

hinterfragt werden, welchen Vorteil es bringt

Aktueller Stand
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 Die Behörden haben, auch wenn sie nicht 
Bundesrecht ausführen, über öffentlich 
zugängliche Netze in allgemein verständlicher 
Sprache über ihre nach außen wirkende 
öffentlich-rechtliche Tätigkeit, damit 
verbundene Gebühren, beizubringende 
Unterlagen, die zuständige Ansprechstelle und 
ihre Erreichbarkeit zu informieren sowie 
erforderliche Formulare bereitzustellen.

 Es sollte klargestellt werden, dass hier 
Assistenzsysteme gemeint sind und keine 
reinen PDF-Formulare 

§ 5 (2) NDIG
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 (1) Das für die zentrale IT-Steuerung 
zuständige Ministerium stellt den Behörden 
Basisdienste …
 1.
 2….
 3. für die Bereitstellung von Informationen 

und Formularen nach § 5 Abs. 1 und 2 
dieses Gesetzes sowie § 3 Abs. 1 und 2 
EGovG, … bereit 

 Die zentrale Bereitstellung (Entwicklung) von 
Assistenzsystemen für 575 Leistungen ist 
unrealistisch

§ 12 (NDIG)
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 Rahmen für OZG-Umsetzung in Niedersachsen 
sollte sein
 Gemeinsame Nutzung von Basiskomponenten, wo es 

sinnvoll ist
 Einbindung vorhandener Formular- und 

Assistenzsysteme der Kommunen und Datenzentralen 
über einheitliche Definition von Schnittstellen

 Kooperation mit Fachverfahrensherstellern, deren 
Verfahren Statusauskünfte einstellen.

Im Zentrum steht die Schnittstelle

OPENR@THAUS

NAVO
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Das Postfach und der Datensafe bilden drei Funktionsbereiche, 
die dem Nutzer durch eine Komponente präsentiert werden:
 Im Funktionsbereich Postfach werden prozessrelevante 

Daten gehalten, z. B. was wurde bereits gelesen? Was ist 
neu?

 Der Ereignismonitor spiegelt den aktuellen 
Status der laufenden Vorgänge wider und bietet 
Funktionalitäten, mit diesen Vorgängen zu 
interagieren. Fachverfahren stellen 
Statusauskünfte ein.

 Im Funktionsbereich Datensafe werden Daten zur 
revisionssicheren Speicherung und zur 
Wiederverwendung für Online-Dienste gehalten.

* BMI - Kriterien für die Portalverbundfähigkeit von Verwaltungsportalen, 
Online-Dienste und Basisdienste - Stand: 05. Juni 2018

Anforderungen an das Postfach und den 
DatensafeID Anforderung (Entwurf)*
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 Frühere Großprojekte wie eID, EU-DLR, iKFZ wurden zu sehr aus 
Verwaltungssicht umgesetzt mit wenig Akzeptanz bei Bürgern 
und Unternehmen

 Vorrangiges Umsetzungsziel des OZG sollte deshalb nicht 
sein, dass alle Services online sind, sondern dass die Nutzer 
die Online-Services verwenden

 Akzeptanz setzt Vorteile bei der Nutzung voraus
 Die Regeln des Internet gelten auch für öffentliche Angebote, 

wenn sie in der digitalen Welt nachgefragt werden sollen
 Bürger erwarten eine Kommunikationsmöglichkeit (Postkorb) und 

fachverfahrensübergreifende Informationen über aktuelle und 
abgeschlossene Transaktionen (Historie)

 Auch Dienste, die keine reine Verwaltungstätigkeit sind, müssen 
im Fokus bleiben (VHS, Ferienpass, Strandkorbbuchung, 
Eintrittskarten zu Bädern, Büchereikarten…)

Nutzerorientierung First (CIO Klaus Vitt)
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 Softwarelösungen vorhanden
 pmPayment ist integriert

 Einbindung des neuen 
Servicekontos, nicht Ersatz 
der Formulare sollte das Ziel 
sein.

Beispiel Urkundenanforderung
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 Softwarelösungen vorhanden
 pmPayment ist integriert

 Einbindung des neuen 
Servicekontos, nicht Ersatz 
der Formulare sollte das Ziel 
sein.

Beispiel Hunderegister
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 Softwarelösungen vorhanden
 pmPayment ist integriert

 Einbindung des neuen 
Servicekontos, nicht Ersatz 
der Formulare sollte das Ziel 
sein.

Beispiel Strandkorb buchen
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 Softwarelösungen vorhanden
 pmPayment ist integriert

 Einbindung des neuen 
Servicekontos, nicht Ersatz 
der Formulare sollte das Ziel 
sein.

Beispiel Ferienpass
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 Wenn Bürger und Unternehmen ihre 
Leistungen bei verschiedenen Institutionen 
abrufen und überwachen können, ohne jedes 
mal alle Datenfelder erneut ausfüllen zu 
müssen, führt das zu einer höheren 
Akzeptanz und Nutzungshäufigkeit

 Höhere Nutzungsanteile von Online-
Prozessen führen bei den Institutionen zu 
günstigeren Prozesskosten

Vorteilhaft für alle Beteiligten
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Nutzerorientierung First (CIO Klaus Vitt)
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